
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Konflikte in Afghanistan und im Kaukasus erfordern eine neue zivile Friedenspolitik 
 
Anlässlich der akuten Eskalation in Afghanistan und im Kaukasus diskutierte die Mitgliederversammlung 
der AGDF am 26./27. September 2008, welchen Beitrag Deutschland zur Deeskalation und gewaltfreien 
Transformation dieser beiden Konflikte leisten müsste.  
 
Die Mitgliederversammlung stellt fest: 

- Die beiden – in Afghanistan seit Jahrzehnten – bewaffnet ausgetragenen Konflikte haben unselig 
viele Todesopfer und Traumatisierungen vor allem in der Zivilbevölkerung verursacht. Afghanistan 
ist heute eines der ärmsten Länder in der Welt.  

- Eine weitere Eskalation der Konflikte hätte weitreichende Folgen: Aufgrund des aktuellen 
Kaukasuskonfliktes droht eine weitere Aufrüstung und ein Anheizen von bestehenden 
Konfliktherden. Eine Ausweitung des Afghanistankonfliktes beispielsweise auf Pakistan oder den 
Iran würde die Polarisierung zwischen islamischen Ländern und den intervenierenden „westlichen“ 
Staaten sowie die Verfeindung in den Gesellschaften verschärfen.  

- Für Konflikte gibt es keine einfachen Antworten. Bei Interventionen von außen muss die 
Komplexität der Konflikte berücksichtigt werden; wesentlich und entscheidend ist zunächst, dass 
sie nicht Gewalt verschärfend sind. Der Einsatz militärischer Gewalt löst keine Probleme, sondern 
verbaut die Chancen für eine positive wirtschaftliche, soziale und politische Entwicklung. 

- Für eine gewaltfreie Transformation der Konflikte ist ein konsequentes, an Gewaltfreiheit 
orientiertes Friedenshandeln von internationalen Institutionen, den einzelnen Staaten und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren notwendig. Interventionen von außen müssen folgende 
Bedingungen erfüllen: sich an den Betroffenen vor Ort und den Menschenrechten orientieren, 
konfliktsensibel sein sowie Mandat und Interessen der Intervenierenden benennen.  

- Es muss deutlich unterschieden werden zwischen legitimen und illegitimen politischen Interessen, 
die die Beteiligten verfolgen.  
Legitime Interessen – verstanden als mit der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte übereinstimmend – sind beispielsweise: Die Forderung der 
Bevölkerung nach Beendigung von militärischen Interventionen, Wiederaufbau und Verbesserung 
von Lebensverhältnissen; die Forderung von Staaten nach einer Deeskalation des Konflikts und 
nach der Verhinderung des Exports von Gewalt.  
Illegitime Interessen sind hingegen die geostrategische Ausdehnung oder militärische Absicherung 
von Einflusssphären, die Legitimierung und Absicherung der NATO als Militärbündnis oder der 
ungehinderte Zugang zu Rohstoffen wie Erdöl und -gas. 

 

Resolution der Mitgliederversammlung 2008 
 
 



 
Die Mitgliederversammlung der AGDF fordert von der Bundesregierung bezogen auf den 
Afghanistankonflikt eine Neuorientierung ihrer Interventionspolitik1. Hierzu gehören: 

- Unterstützung von einer Konfliktbearbeitung in Afghanistan, die alle Beteiligten, auch die Taliban, 
einbezieht, um damit der komplexen Situation gerecht zu werden. 

- ein festes, nahe liegendes Datum für den Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan (Exitstrategie) 
- die bedarfsgerechte Bereitstellung der Mittel für zivile, an den Bedürfnissen der Bevölkerung 

ausgerichtete Entwicklungsprojekte  
- ein Einwirken auf die USA und die anderen beteiligten NATO-Länder, damit diese zunächst die 

neue Strategie Deutschlands respektieren, militärische Eskalation vermeiden und Gespräche mit 
allen Beteiligten aufnehmen – sowie sich letztlich dieser Linie anschließen. 

 
Sie fordert die Bundestagsabgeordneten auf, einer Verlängerung des Bundeswehrmandats nicht 
zuzustimmen, solange der Bundesregierung der politische Wille für eine derartige Neuorientierung ihrer 
Afghanistanpolitik fehlt.  
 
 
Die Mitgliederversammlung der AGDF fordert von der Bundesregierung bezogen auf den aktuellen 
Kaukasuskonflikt, sich in internationalen Institutionen für dessen konstruktive, nicht an Eigeninteressen 
geleitete Bearbeitung einzusetzen. Hierzu gehören 

- keine einseitige Parteinahme der NATO und der EU für Georgien sowie keine Aufnahme 
Georgiens in die NATO 

- die Vermittlung einer gewaltfreien Lösung beim Bestreben Südossetiens und Abchasiens nach 
Autonomie und dem Wunsch Georgiens nach territorialer Integrität durch die OSZE und durch die 
EU verbunden mit dem Ziel, eine ethnische Trennung zu verhindern und Grundlagen für 
Versöhnungsprozesse zu schaffen 

- der Einsatz in NATO und EU für eine glaubwürdige Sicherheitspartnerschaft mit Russland 
- die Einflussnahme auf die Politik der USA, damit diese keinen „Raketenabwehrschirm“ installieren, 

sondern Maßnahmen der Rüstungsbegrenzung und -kontrolle sowie zur Abrüstung akzeptieren 
und umsetzen 

- und nicht zuletzt eine „neutrale“ Unterstützung eines Wiederaufbaus durch zivile Akteure in allen 
vom Krieg betroffenen Regionen.  

 
 
Die Mitgliederversammlung bestärkt zivilgesellschaftliche Akteure in den betroffenen, aber auch in anderen 
Ländern, sich weiterhin für eine gewaltfreie Konflikttransformation einzusetzen. Sie begrüßt Initiativen von 
Kirchen, insbesondere des Ökumenischen Rates der Kirchen, die dem Dialog zwischen den 
Konfliktparteien dienen.  
 
Schließlich verweist die Mitgliederversammlung nachdrücklich auf die Veröffentlichung des von der AGDF 
herausgegebenen Buches „Gewaltfrei streiten für einen gerechten Frieden – Plädoyer für zivile 
Konflikttransformation“2 als einen Beitrag zur Akzeptanz und Etablierung des skizzierten Ansatzes. 
 
 
Berlin, den 27. September 2008 
                                                      
1 Vgl. hierzu die Überlegungen in dem Dossier IV „Der Afghanistan-Konflikt“, hrsg. von der Kooperation für den Frieden im 
Rahmen ihres Monitoring-Projekts „Zivile Konfliktbearbeitung, Gewalt- und Kriegsprävention“, Bonn, September 2008 
2 Publik-Forum Verlag, Oberursel, September 2008   


